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Große Kreisstadt Selb 
 

 

Beschlussvorlage 
100/005/2026 

Sachgebiet 

100 - Hauptverwaltung mit Sekretariat des 
Oberbürgermeisters 

Berichterstatter 

3. Bürgermeister Herr von Stetten 

Beratung Datum Behandlung Zuständigkeit 

Stadtrat 28.01.2026 öffentlich Entscheidung 
 

Betreff 

Antrag der Aktiven Bürger zum Entbürokratisierungs Pilotprojekt der Bayerischen Staatsregierung 

 
VORTRAG: 

 
Die Fraktion der Aktiven Bürger stellt mit Schreiben vom 14.01.2026 folgenden Antrag: 
 
Der Stadtrat möge beschließen: 
 
Die Stadt Selb bewirbt sich als Modellstadt zur Entlastung von Wirtschaft und Kommunen von büro-
kratischen Lasten gemäß dem Pilotprojekt der Bayerischen Staatsregierung. Die Stadtverwaltung wird 
beauftragt bis 25.03.2026 dem Stadtrat Vorschläge zu unterbreiten, wo es die Wirtschaft und die 
kommunale Entwicklung hemmende Vorschriften des Freistaates Bayern gibt und diese zunächst für 
eine Aussetzung vorzusehen. Der Oberbürgermeister teilt der Bayerischen Staatsregierung mit, dass 
der Stadtrat der Stadt Selb sich für das Projekt bewirbt und entsprechende Beispiele einreichen wird. 
 
Begründung: 
Die bayerische Staatsregierung will mit ihrem Pilotprojekt zur Entbürokratisierung feststellen, welche 
Hindernisse für die Wirtschaftsbetriebe und die Kommunen beseitigt werden könnten. Die Unterneh-
men beklagen zurecht die staatlichen Verordnungen und Vorgaben, die mit einem immensen Perso-
nalaufwand und zeitlichen Verzögerungen einhergehen.  
Die Stadt Selb soll langfristig sinnvoll Personalkosten einsparen durch vereinfachte Verfahren wie zum 
Beispiel im Vergaberecht, bei der Beantragung von Fördermitteln, den rechtlichen Regularien bei Bau-
leitverfahren, dem digitalen Einreichen von Antrags- u. Planunterlagen und der Möglichkeit zur digi-
talen Veröffentlichung oder bei Planfeststellungsverfahren nach UVP-G. Da sich die Stadt Selb in der 
Konsolidierung befindet gibt ihr dieses Projekt zur Entbürokratisierung die Möglichkeit, die Verwaltung 
schlanker aufzustellen und mit kürzeren Bearbeitungsfristen den Betrieben vor Ort entgegenzukom-
men. 
 

ANTRAG: 
 
Der Stadtrat möge über den Antrag der Aktiven Bürger beraten und entscheiden.  
 


